
Deutschland hat die Bankenab-
gabe schon auf den Weg ge-
bracht. Jetzt will auch die EU ei-
nen von den Banken zu füllen-
den Rettungstopf einrichten,
aus dem angeschlagene Finanz-
institute stabilisiert werden.

HANNA ROTH

Brüssel. Der Zeitpunkt des Vor-
schlags passte: Erst am Montag
hatte die spanische Zentralbank die
pleitebedrohte Sparkasse Cajasur
übernehmen müssen. Der hoch ver-
schuldete Staat war einmal mehr
eingesprungen. Kosten: rund 500
Mio. a. Dass der Steuerzahler für
wankende Banken zur Kasse gebe-
ten wird, ist der EU-Kommission
ein Dorn im Auge. Binnenmarkt-
kommissar Michel Barnier schlug
deshalb vor, dass Finanzinstitute
künftig selbst für die Kosten aufkom-
men sollen. Brüssel will beim
G 20-Treffen Ende Juni für eine EU-
weite Bankenabgabe werben.

„Es ist nicht akzeptabel, dass die
Steuerzahler weiter die enormen
Kosten von Bankenrettungen tra-
gen“, so Michel Barnier. Seine Be-
hörde will künftig das „Verursacher-
prinzip“ einführen: „Wir müssen
ein System einrichten, das sicher-
stellt, dass der Finanzsektor die Kos-
ten von Bankenkrisen künftig selbst
trägt“, sagte der Kommissar. Bar-
nier will dafür eine EU-weite Ban-
kenabgabe einführen. Die Finanzin-

stitute sollen in nationale Rettungs-
töpfe einzahlen, wobei die Verwen-
dung des Geldes EU-Regeln unter-
liegen soll.

Brüssel will damit jedoch Pleite-
Banken weder sanieren noch voll-
ständig auffangen. Die Gelder sol-
len ausschließlich dazu dienen, In-
stituten in Turbulenzen Überbrü-
ckungskredite bereitzustellen. Auch
faule Kredite könnten übernom-
men werden, so lange dies zur Ret-
tung beiträgt. Kann eine Bank aller-
dings nicht mehr gerettet werden,
soll der Fonds eine geordnete Ab-

wicklung gewährleisten. Brüssel
will so eine Destabilisierung des Fi-
nanzsystems wie nach der Pleite
der US-Bank Lehman vermeiden.

Wie viel die Geldinstitute in die
nationalen Fonds einzahlen sollen,
ließ der Binnenmarktkommissar
noch offen. Als Bemessungsgrund-
lage seien Gewinne und Bonuszah-
lungen sowie Bankaktiva und Ver-
bindlichkeiten vorstellbar. Ge-
nauere Angaben sollen spätestens
im Herbst folgen, wenn die Kommis-
sion weitere Gesetzesvorschläge
vorlegt.

Barnier wies auch darauf hin,
dass die Regeln für die Fonds EU-
weit gleich sein müssten. „Es darf
keine Wettbewerbsverzerrungen ge-
ben“, so der Franzose. Bereits jetzt
kommt es in der EU zu solchen Ver-
zerrungen. Denn einige Länder, wie
beispielsweise Schweden, haben be-
reits eine nationale Bankenabgabe
eingeführt, während andere Staa-
ten nicht vorhaben, dies zu tun.

Die Bundesregierung begrüßte
gestern die Vorschläge – schließlich
hat sie einen eigenen Fonds bereits
auf den Weg gebracht. In anderen
Ländern könnten die Pläne aber auf
Ablehnung stoßen. So birgt vor al-
lem die Verwendung des Geldes gro-
ßes Konfliktpotential. Einige Staa-
ten, darunter Frankreich und Groß-
britannien, wollen Bankenabgaben
nicht in einen extra Fonds, sondern
direkt in den maroden Staatshaus-
halt einfließen lassen. Dieser Idee
erteilte die Kommission gestern
eine Absage. Wenn die Gelder zum
Stopfen von Haushaltslöchern ver-
wendet würden, müsste am Ende ja
doch wieder der Steuerzahler für
die Bankenrettungen einspringen,
so der Binnenmarktkommissar.

Jetzt werden die EU-Finanzminis-
ter und dann die Staats- und Regie-
rungschefs Mitte Juni beraten.
Dann will die EU die großen Linien
des Pakets für das G 20-Treffen in
Toronto festlegen. Zwar hat Gastge-
ber Kanada schon Ablehnung signa-
lisiert, doch die EU kann sich einen
Alleingang vorstellen.
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Viele Verbraucher träumen von
den eigenen vier Wänden.
Doch beim Kauf von Eigentums-
wohnungen begehen sie im-
mer wieder schwerwiegende
Fehler, sagt Immobilienverwal-
terin Sylvia Baar.

ALEXANDER BÖGELEIN

Uhingen. „Viele Menschen kaufen
ihr Auto überlegter als eine Woh-
nung.“ Das sagt Sylvia Baar aus
Uhingen. Die gelernte Bankkauf-
frau verwaltet seit 14 Jahren Immo-
bilien. Nach ihrer Erfahrung
beachten viele Verbraucher, insbe-
sondere Familien, nicht alle Punkte,
auf die es ankommt.

Auch säßen viele Wohnungsei-
gentümer einem großen Irrtum auf:
„Der Werbeslogan von den eigenen
vier Wänden ist Quatsch! Bei einer
Eigentumswohnung gehören dem
Eigentümer nur die Innenwände,
und das auch nur, wenn sie keine
tragenden Wände sind“, erläutert
Baar. Durchbrüche seien nicht im-
mer möglich. Schon bei der Woh-
nungstür, der Farbe der Markise
und bei der Balkongestaltung hät-
ten die anderen Miteigentümer ein
Mitspracherecht.

Auch über Makler gebe es falsche
Vorstellungen bei Immobilieninte-
ressenten. Es gebe unter ihnen sehr
gute, aber eben auch schwarze
Schafe: In erster Linie wollten die
Makler die Wohnung verkaufen und
nicht der Käuferfamilie etwas Gutes
tun.

Doch eine Eigentumswohnung
sei durchaus eine sinnvolle Kapital-
anlage und eine echte Alternative
zur Mietwohnung. Und für manche
Immobilieninteressenten sei sie
auch sinnvoller als der Kauf eines
Einfamilienhauses, sagt Baar – vo-
rausgesetzt allerdings, die Käufer
beachten wichtige Punkte. Auf den
Standort und die Infrastruktur des
Wohnortes würden die meisten
noch achten, auf weitere Faktoren
aber nur noch wenig. Im Folgenden
eine Übersicht.
■ Der Bauzustand: Manche Fami-
lien kauften sich eine ältere Woh-
nung, weil das Geld für eine neuere
nicht reiche. Dabei übersehen sie
den künftigen Instandsetzungbe-
darf: Häuser aus den 1960er und
70er Jahren benötigen neue Wasser-
leitungen, Heizungsanlagen, die Iso-
lierung von Dächern und Fassaden.
Vom Jahr 2011 an müssen die Ka-
minfeger den Landratsämtern mel-

den, ob das Dach oder die oberste
Geschossdecke gedämmt ist. Da-
durch können bei Mehrfamilienhäu-
sern Kosten zwischen 30 000 bis
100 000 a entstehen, die sich die Ei-
gentümergemeinschaft teilen
muss. Solche Sonderumlagen über-
forderten aber viele Wohnungsei-
gentümer finanziell. Bei Schimmel-
befall gebe es oft Gutachten, die der
Verkäufer aber häufig nicht er-
wähne. Wenn die Eigentümerge-
meinschaft aber nicht bereit sei, die
gefährlichen Schimmelsporen pro-
fessionell bekämpfen zu lassen, „ha-
ben Sie das Thema für immer“.
■ Die Teilungserklärung: Diese Ur-
kunde gehört zum Haus und den
Wohnungen. Sie regelt die Miteigen-
tumsanteile und die Kostenvertei-
lung. Weil die Wohnungen für Fami-
lien in der Regel die größeren sind,
die Kosten häufig nach der Quadrat-

meterzahl umgelegt werden müs-
sen, bezahlen Familien einen höhe-
ren Anteil. Das gilt für die laufenden
Kosten ebenso wie für Sanierungen.
■ Die Eigentümergemeinschaft:
Sie bestimmt beispielsweise, wel-
che Investitionen getätigt werden.
Bei Instandhaltungsmaßnahmen
reicht die einfache Mehrheit der An-
wesenden aus. Beschlussfähig ist
das Gremium, wenn die Hälfte der
Eigentümer anwesend ist. Wenn in
einem Haus zwei große und der
Rest kleine Wohnungen sind, be-
stimmen also die Eigentümer der
kleinen Wohnungen unter Umstän-
den über hohe Beträge, die die Fami-
lien in den großen Wohnungen auf-
bringen müssen. Dabei kann es um
fünfstellige Beträge gehen.
■ Die Nutzungsrechte: Sie sind
ebenfalls durch die Teilungserklä-
rung geregelt. Potenzielle Kaufinte-

ressenten sollten die so genannten
Sondernutzungsrechte prüfen. Ein
großer Hof heißt noch lange nicht,
dass die Kinder dort auch spielen
dürfen, wenn andere Eigentümer
Sondernutzungsrechte an einem
Teil des Hofes besitzen.
■ Die Erdgeschosswohnung mit
Garten: Auch hier handelt es sich
um ein Sondernutzungsrecht. Gere-
gelt sein kann beispielsweise, dass
nur Büsche gepflanzt werden dür-
fen oder keine Hütte aufgestellt wer-
den darf.
■ Der Wirtschaftsplan: Darin ste-
hen die Kosten und wie sie verteilt
werden. Wichtig ist der Schlüssel:
Erfolgt die Aufteilung nach Mitei-
gentumsanteil oder Quadratmeter?
Häufig seien die Instandsetzungs-
rücklage zu niedrig angesetzt.

Bei neueren Objekten, bei denen
der Verkäufer den Verwalter stellt,
gehöre eine niedere Rücklagenbil-
dung zu den Klassikern, sagt Immo-
bilienverwalterin Baar und warnt:
„Der Wirtschaftsplan ist nur eine
Momentaufnahme.“ Kaufinteres-
senten sollten sich die vergangenen
drei Nebenkosten-Abrechnungen
zeigen lassen, um zu sehen, ob der
Wirtschaftsplan ausgereicht hat
oder Nachzahlungen üblich sind.
■ Das Klima im Haus: Baar rät, die
Protokolle der Versammlungen ein-
zusehen: Gab es Gerichtsverhand-
lungen und wenn ja warum? Gibt es
Zahlungsrückstände von Eigentü-
mern? Bestehen Streitigkeiten zwi-
schen den Miteigentümern? Hatten
schon früher Familien Probleme we-
gen Kinderlärm oder sonstiger Be-
schwerden? Wie ist die Altersstruk-
tur im Haus? Und: Wie hoch ist die
Vermieterquote? Seien viele Woh-
nungen in einem Haus vermietet,
könne die Bereitschaft der Eigentü-
mer zur Instandhaltung gering sein,
weil Vermieter an einer höheren
Rendite interessiert seien.

Ausnahmsweise gibt es bei der
Bankenabgabe kaum ideolo-
gische Grabenkämpfe in der

Politik. Dass Banken einen Rettungs-
fonds aufbauen sollten, bezweifelt
niemand. Das große Ziel der inter-
nationalen Staatengemeinschaft ist
richtig: Die Finanzindustrie sollte
künftig nicht mehr mit ungeheuren
Milliarden-Bürgschaften der Steuer-
zahler aus dem selbstverschulde-
tem Schlamassel gerettet werden.

Volkes Stimme ist hier berechtigt
und begründet. Und es ist gut, dass
sie gehört wird – nach Deutschland
will jetzt auch die EU die Banken
zur Vorsorge verpflichten. Ein sol-
ches Instrument kann allerdings
nur dann ein wirkungsvoller Beitrag
zur Neuordnung des Bankensys-
tems sein, wenn es international
gilt. Das durchzusetzen wird die
große Aufgabe der Europäer beim
G 20-Gipfel im Sommer sein.

Fachliche Einwände gegen die
Ausgestaltung der Abgabe bleiben:
Sie sollte nicht nur Banken, son-
dern auch Versicherungen und Hed-
gefonds einschließen. Und vor ei-
ner Illusion ist zu warnen: Die Ban-
kenabgabe wird niemals allein aus-
reichen, größere Krisen zu vermei-
den oder sie aufzufangen. Dafür ist
sie letztlich zu unbedeutend.

Aber sie ist ein erster Schritt und
vor allem ein Symbol, dass die Staa-
ten es ernst meinen. Scheiterte die
nötige Einigkeit schon hier, wäre
dies fatal.  HELMUT SCHNEIDER

Manche malen sich ihren Traum vom Eigenheim in den buntesten Farben aus – und
übersehen dabei die Gefahren.  Foto: Getty Images

 Die EU will die Banken zur Krisenvorsorge zwingen. Im Bild haben Besucher
eines Frankfurter Dachcafés die Bankhochhäuser im Blick. Foto: ddp

Schuldenabbau steht auch in
Italien auf der Tagesordnung:
Die Regierung Berlusconi will
binnen zwei Jahren zehn Milli-
arden Euro einsparen.

BETTINA GABBE

Rom. Silvio Berlusconi möchte als
der italienische Regierungschef in
die Geschichte eingehen, der Steuer-
senkungen nicht nur verspricht son-
dern durchsetzt. Deshalb stimmte
der Ministerpräsident nur unwillig
einem umfassenden Sparpro-
gramm zu, das der Ministerrat als
Beitrag zur Stabilisierung des Euro
beschloss.

Durch Kürzungen bei staatlichen
Transferleistungen für Regionen,
Provinzen und Kommunen sind
zwar zunächst nur Einsparungen in
Höhe von 10 Mrd. a in zwei Jahren
vorgesehen. Die Regionen erhalten
im Gegenzug jedoch die Möglich-
keit, Einbußen über eine Erhöhung
der Abgaben wieder auszugleichen.

Das ehrgeizige Sparprogramm
hätte zumindest auf drei anstatt der
von Wirtschaftsminister Giulio Tre-
monti vorgesehenen zwei Jahre ver-
anschlagt werden können, bemän-
gelt Berlusconi, um sie am Ende
dennoch gemeinsam mit seinem Ka-
binett zu verabschieden.

Ganz oben auf der Maßnahmen-
liste steht ein verschärfter Kampf ge-

gen Steuerhinterziehung. Wer nach
Auffassung der Steuerfahnder 20
Prozent mehr ausgibt, als dem ange-
gebenen Einkommen angemessen
wäre, muss mit einer Überprüfung
rechnen. Die Einkommen staatli-
cher Bediensteter sollen nach dem
Regierungsentwurf bis zum Jahr
2013 eingefroren werden. Minister
und Spitzenbeamte müssen auf ei-
nen Teil ihrer Gehälter verzichten,
wenn die Vorlage vom Parlament
verabschiedet wird.

Entgegen Versprechen der Ver-
gangenheit greift Tremonti auch er-
neut auf eine Amnestie für Bausün-
der zurück. Kritiker bemängeln,
dass die Möglichkeit, illegal errich-
tete Gebäude für ein geringes Buß-
geld legalisieren zu lassen, die ver-
breitete Plage verschärfe, klassische
Landschaften mit Beton zu über-
schütten. Auf den dank Billigflieger
vor der jüngsten Krise blühenden
Tourismus dürfte sich der Plan für
eine Besuchersteuer in Höhe von
bis zu 10 a pro Hotelübernachtung
auswirken.

Eine Senkung des Hauptstadtzu-
schusses darf Rom den Plänen des
Wirtschaftsministers zufolge auch
mit einer neuen Autobahngebühr
ausgleichen. Weitere Einsparungen
sollen eine von 2018 auf 2016 vorge-
zogene Erhöhung des Rentenein-
trittsalters von Frauen im öffentli-
chen Dienst und im Gesundheitswe-
sen einbringen.

Ein richtiger
erster Schritt

Berlusconi will
Schulden abbauen
Italienische Regierung beschließt Sparpaket

Wiesbaden. Die Bruttolöhne der Be-
schäftigten in Deutschland sind
erstmals seit einem Jahr wieder ge-
stiegen. Laut Statistischem Bundes-
amt gab es im ersten Quartal 2010
im Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum einen Zuwachs von 1,3 Pro-
zent pro Beschäftigten. Gründe
sind das vielfache Auslaufen der
Kurzarbeit und die etwas geringere
Beschäftigtenzahl. Die Gesamt-
summe der Entgelte stieg im glei-
chen Zeitraum nur um 1 Prozent.

2009 war das durchschnittliche
Gehalt erstmals seit Gründung der
Bundesrepublik zurückgegangen.
Nach revidierten Zahlen betrug es
27 666 a im Schnitt und damit 0,3
Prozent weniger als 2008. In der
Folge hatte es auch keine Erhöhung
der Renten gegeben, die unmittel-
bar an die Bruttoverdienste gekop-
pelt sind. Für das laufende Jahr geht
die Bundesregierung von einem An-
stieg der Lohn- und Gehaltssumme
um 0,8 Prozent aus.  dpa

Essen. Kurz vor dem Finale des Bie-
terrennens um die insolvente Wa-
renhauskette Karstadt haben sich
die Kontrahenten gestern in Stel-
lung gebracht. Während der Finanz-
investor Triton seine Absicht bekräf-
tigte, zur bevorstehenden Sitzung
des Gläubigerausschusses am Frei-
tag ein Angebot vorzulegen, präsen-
tierte der Investor Berggruen mit
dem US-Designer Max Azria einen
weiteren Partner. Unklar ist immer
noch, ob der mehrheitlich zu Gold-
man Sachs gehörende Immobilien-
fonds und Karstadt-Vermieter
Highstreet sich mit einem eigenen
Angebot an der Konkurrenz beteili-
gen will.

In Deutschland sei Max Azria
laut Berggruen-Sprecher Wolfgang
Weber-Thedy bereits mit seiner
Marke „BCBG“ mit sechs eigenen
Läden und vier weiteren Verkaufs-
stellen vertreten. In ersten Gesprä-
chen mit der Gewerkschaft Verdi
habe der Investor Berggruen Zwei-
fel über sein Engagement ausräu-
men können. Ein genaues Konzept,
wie Berggruen Karstadt retten
wolle, habe die Gewerkschaft aber
noch nicht vorgelegt bekommen. Fi-
nanzielle Zugeständnisse fordert
Berggruen dagegen von den Kar-
stadt-Vermietern.

Anders als Berggruen hat der
zweite Karstadt-Investor Triton wei-
tere Lohnzugeständnisse gefordert
und damit die Fronten zu Verdi ver-
härtet. Weitere Gespräche mit Tri-
ton gibt es laut Gewerkschaft der-
zeit nicht. dpa

Düsseldorf/Mainz. Die nordrhein-
westfälische SPD-Chefin Hannelore
Kraft dringt auf eine Landesbürg-
schaft zur Rettung Opels: „Rhein-
land-Pfalz und Thüringen haben
die Voraussetzungen geschaffen,
Opel durch die Krise zu helfen.
Nordrhein-Westfalen muss jetzt
endlich nachziehen.“ Die SPD sei
bereit, eine Bürgschaftszusage für
den auf das Land entfallenden An-
teil von 80 Mio. a zu tragen.

Rheinland-Pfalz ist laut Minister-
präsident Kurt Beck (SPD) zu einer
Kreditbürgschaft für Opel über 60
bis 70 Mio. a bereit. Der stellvertre-
tende Vorsitzende der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Michael
Fuchs, hat sich dagegen strikt gegen
Staatshilfen für Opel ausgespro-
chen: „Ich bin der Meinung, dass
wir Opel nicht subventionieren soll-
ten.“ Opel sei zu 100 Prozent ein
amerikanisches Unternehmen, und
die US-Mutter Generals Motors ver-
diene wieder Geld. apn

Unerlässliche Unterlagen vor dem
Kauf einer Wohnung, die man genau stu-
dieren sollte, sind nach den Angaben von
Sylvia Baar:
Grundriss, Lageplan, Baubeschreibung.
Teilungserklärung (nie ohne kaufen)
Protokolle der Eigentümerversammlungen
der Vorjahre
Letzte Nebenkostenabrechnung
Wirtschaftsplan
Grundbuchauszug
Hausordnung

Empfehlenswerte Fachliteratur:
„Meine Eigentumswohnung: selbst nut-
zen, verwalten, vermieten“, Verbraucher-
zentrale, ISBN 978-3-938174-17-3, 1 Auf-
lage 2009, 176 Seiten, 19,90 Euro.
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Bruttolöhne
steigen wieder

Bei Karstadt
zeichnet sich
Bieterkampf ab

Parteienstreit um
Opel-Bürgschaft

EU bittet die Banken zur Kasse
Finanzinstitute sollen für eventuelle Pleiten selber aufkommen – G 20 soll mit ins Boot

Experten-Tipps in Kurzform

Fehler beim Wohnungskauf
Immobilienkäufer achten häufig nicht auf die entscheidenden Punkte
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